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An den Vorsitzenden des Umwelt- und Agrarausschusses 
des Landes Schleswig-Holstein 
Herrn Klaus Klinckhammer 
und  
die Geschäftsführerin des Ausschusses 
Frau Regierungsdirektorin Petra Tschanter 
  
 
 
Ausschusssitzung am 14.03.2007 TOP 8 - Entwurf eines Gesetzes zum 
Tierschutzverbandsklagerecht Informationen und Unterlagen  
  
Sehr geehrter Herr Klinckhammer, 
sehr geehrte Frau Frau Tschanter, 
  
im Namen des Bundesverbandes Menschen für Tierrechte bitte ich Sie, anhängende 
Sachinformationen zum Tierschutz-Verbandsklagerecht den Mitgliedern des Ausschusses 
zuzuleiten.Es handelt sich hierbei um rechtswissenschaftliche Stellungnahmen der Universität 
Rostock und des Bundesverbandes Menschen für Tierrechte. Die Stellungnahmen wurden 
anlässlich der mündlichen Anhörung zur Einführung der Tierschutzverbandsklage vor dem 
Umweltausschuss des Landes Nordrhein-Westfalen  
am 16. Oktober 2006 vorgelegt.  
  
Mit bestem Dank und  
freundlichen Grüßen  
  
gez. Christiane Baumgartl-Simons  
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Stellungnahme zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von Mitwirkungsrechten für 

Tierschutzvereine  in Nordrhein-Westfalen (Drs. 14/1432) aus Anlass der  

öffentlichen Anhörung durch den Ausschuss für Umwelt  und Naturschutz, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz  am 16. Oktober 2006 

Dr. jur. Christoph Maisack,  Richter am Landgericht, Bad Säckingen 

 

 

I. 

Einleitung und Zusammenfassung 

 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist uneingeschränkt zu begrüßen. Mit ihm könnte das 

Ungleichgewicht der Kräfte, das gegenwärtig noch im Verhältnis zwischen Tiernutzern und 

Tieren besteht, abgebaut und ein Beitrag zu mehr Fairness im Umgang mit den Tieren geleistet 

werden. Deshalb sollte dieses Gesetz die Unterstützung aller Abgeordneten des nordrhein-

westfälischen Landtags finden, die den Verfassungsauftrag in Art. 29a Abs. 1 der 

Landesverfassung ernst nehmen, Tiere zu schützen. 

 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage besteht nur für diejenigen, die Tiere nutzen und für sich 

ausnutzen, die Möglichkeit, jedes vermeintliche ıZuviel„ an Tierschutz vor Gericht zu bringen 

und zum Gegenstand einer Klage zu machen. Dagegen haben diejenigen, die Tiere schützen 

wollen, keinerlei Möglichkeit, auch gegen ein ıZu wenig„ an Tierschutz die Gerichte anzurufen. 

M. a. W.: Die Rechte derer, die Tiere nutzen, sind jederzeit und umfassend einklagbar, die 
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schutzwürdigen Interessen der genutzten Tiere dagegen nicht. Dieses Ungleichgewicht 

behindert den konsequenten Vollzug des Tierschutzgesetzes und verletzt das Wert- und 

Gerechtigkeitsempfinden vieler Menschen, denen Gerechtigkeit für Tiere ein sittliches Anliegen 

ist. 

 

Die Einführung der tierschutzrechtlichen Verbandsklage würde diesem Missstand abhelfen. Sie 

entspräche damit dem verfassungsrechtlichen Gebot zu einem effektiven Tierschutz, wie es 

sowohl aus Art. 20a GG (Staatszielbestimmung Tierschutz) als auch aus Art. 29a Abs. 1 der 

Landesverfassung von Nordrhein-Westfalen hervorgeht.  

 

Denn für einen effektiven Tierschutz bedarf es nicht nur solcher Vorschriften, die Pflichten zum 

Schutz von Tieren aussprechen, sondern auch verfahrensrechtlicher Vorschriften, die eine 

effektive Kontrolle und Durchsetzung dieser Pflichten durch die dazu berufenen 

Verwaltungsgerichte sicherstellen. Jedes Gesetz, das Pflichten ausspricht, muss so lange 

unwirksam bleiben, wie es nicht auch Wege vorsieht, diese Pflichten durchzusetzen, notfalls 

auch auf dem Rechtsweg. Diese Selbstverständlichkeit ist auf nahezu jedem Rechtsgebiet 

anerkannt und verwirklicht - nur nicht im Tierschutzrecht, obwohl es da um die Schwächsten 

und Hilflosesten in unserer Gesellschaft geht, die einen wirksamen Schutz besonders nötig 

haben. 

 

Verbandsklagen auf Landesebene gibt es u. a. bereits im Naturschutzrecht. Im Tierschutzrecht 

wäre eine Verbandsklage besonders wichtig. Warum? Weil Tiere ihre Interessen nicht selbst 

artikulieren und durchsetzen können und deshalb auf Menschen angewiesen sind, die als 

Treuhänder in die Lage versetzt werden müssen, diese Interessen im Notfall auch klageweise für 

sie geltend zu machen. 

 

Bei rechtzeitiger Einführung einer tierschutzrechtlichen Verbandsklage hätte zB die 

Batteriekäfighaltung von Legehennen, die vom Bundesverfassungsgericht 1999 für gesetzwidrig 

erklärt worden ist, zu einem sehr viel früheren Zeitpunkt vor Gericht gebracht und dadurch 

beendet werden können. 
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Dass die bislang allein klageberechtigten Tiernutzer diesen für sie komfortablen Rechtszustand 

beibehalten wollen und deshalb schwere Bedenken gegen die Einführung eines Klagerechts für 

Tiere vortragen, kann nicht verwundern. Diese Bedenken sind jedoch bei näherem Hinsehen 

unbegründet und widerlegbar: 

 

� Die Praxis der Verbandsklage im Naturschutzrecht hat gezeigt, dass die 

Naturschutzverbände sehr sparsam und vorsichtig und außerdem überdurchschnittlich 

erfolgreich von dieser Befugnis Gebrauch machen. Es gibt keinerlei Anhaltspunkte, dass 

große, anerkannte Tierschutzorganisationen ihr Klagerecht weniger verantwortungsvoll 

ausüben könnten. 

� Die Befürchtung, ein Verbandsklagerecht könne zu Verzögerungen in 

Genehmigungsverfahren führen, verkennt das Institut der Anordnung der sofortigen 

Vollziehbarkeit nach § 80 Abs. 2 Nr. 4, Abs. 5 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Die 

diesbezügliche Praxis der Gerichte stellt sicher, dass von Genehmigungen, die mit 

überwiegender Wahrscheinlichkeit rechtmäßig sind, auch zeitnah Gebrauch gemacht 

werden kann. MaW: Rechtmäßige Forschung oder sonstige rechtmäßige Tiernutzung wird 

durch eine Verbandsklage weder behindert noch verzögert. 

� Geheimhaltungsinteressen werden auch bei Bestehen eines Verbandsklagerechts geschützt, 

insbesondere durch § 29 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG). 

� Im Tierschutzrecht muss eine Klagebefugnis weiter gehen als im Naturschutzrecht. Sie muss 

sich insbesondere auch auf ein behördliches Untätigbleiben im Bereich von § 16a 

Tierschutzgesetz (TierSchG) erstrecken, weil hier das o. e. rechtliche Ungleichgewicht 

besonders schwer wiegt. 

� Es ist nicht richtig, den Befürwortern der Verbandsklage vorzuwerfen, sie misstrauten den 

Behörden. Eine effektive Kontrolle des Handelns von Behörden durch die 

Verwaltungsgerichte ist ein Eckpfeiler unseres Gewaltenteilungsprinzips und deshalb auf 

nahezu allen anderen Rechtsgebieten anerkannt und selbstverständlich. In einem 

Rechtsstaat muss jedes behördliche Handeln durch eine Gerichtsbarkeit umfassend und 

nach allen Seiten kontrollierbar sein. Wer dies ausgerechnet für den Tierschutz, wo es um 

die Schwächsten und Wehrlosesten geht, ablehnt, stellt einen wesentlichen Teil des 

Gewaltenteilungsprinzips in Frage. Er verletzt außerdem das Gebot zur Fairness gegenüber 

den Tieren und missachtet die Empfindungen von Millionen von Menschen, die ein Stück 

mehr Gerechtigkeit für die Tiere wollen. 
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II. 

Zu der Frage: Warum brauchen Tiere Treuhänder, die ihre schutzwürdigen Interessen geltend 

machen und notfalls auch einklagen können? 

 

1. Worin besteht das gegenwärtige rechtliche Ungleichgewicht zwischen Tiernutzern und 

Tieren?  

 

� Erlässt zB die für Tierschutz zuständige Behörde zum Nachteil eines Tiernutzers eine 

Anordnung nach § 16a Tierschutzgesetz (zB die Anordnung an einen Rinderhalter, 

seinen Rindern einen eingestreuten Liegebereich zur Verfügung zu stellen) , so kann 

der betroffene Nutzer (also in unserem Beispiel der angesprochene Rinderhalter) mit 

Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln nach der Verwaltungsgerichtsordnung hiergegen 

vorgehen: Er kann Widerspruch einlegen, Klage erheben und gegen ein Urteil 

Berufung und ggf. auch Revision einlegen. Hinzu kommen noch mögliche Klagen auf 

Entschädigung. Bleibt die Behörde hingegen untätig, d. h. erlässt sie keine 

Anordnung nach § 16a TierSchG, so gibt es niemanden, der zugunsten der Tiere 

auch nur einen einzigen Rechtsbehelf dagegen einlegen könnte. 

� Ähnlich ist es, wenn von einem Tiernutzer eine Genehmigung für ein Vorhaben 

beantragt wird, bei dem mit Blick auf die Vorschriften des Tierschutzgesetzes 

Bedenken bestehen, dass den Tieren unnötige oder unvertretbare Leiden zugefügt 

oder sie einer nicht artgerechten Haltung ausgesetzt werden (zB eine Genehmigung 

für ein Tierversuchsvorhaben): Entschließt sich die Behörde dazu, die beantragte 

Genehmigung zu verweigern, so muss sie mit verwaltungsgerichtlichen Klagen des 

Nutzers durch mehrere Instanzen hindurch und u. U. auch noch mit 

Entschädigungsklagen rechnen. Stellt sie dagegen ihre Bedenken zurück und 

genehmigt sie das Vorhaben, so kann niemand eine richterliche Überprüfung dieser 

Genehmigung herbeiführen, selbst wenn die genehmigte Nutzung noch so 

problematisch und fragwürdig erscheinen mag. 

� Diese Situation lässt sich auch so beschreiben: Bisher ist zwar ein vermeintliches  ıZu 

viel„ an Tierschutz jederzeit gerichtlich überprüfbar (nämlich durch Klagen der 

Nutzer), nicht dagegen auch ein ıZu wenig„ (durch Klagen der Tierschutzvereine als 

Treuhänder der Tiere). 

� Es liegt auf der Hand, dass ein solches Ungleichgewicht zu Lasten der Schwächsten 

und Hilflosesten in unserer Gesellschaft, nämlich der Tiere, den konsequenten 
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Vollzug des Tierschutzgesetzes behindert und das Gerechtigkeitsempfinden von 

Millionen von Menschen verletzt. 

 

 

2. Die Einführung der tierschutzrechtlichen Verbandsklage, wie sie in dem vorliegenden 

Gesetzentwurf vorgesehen ist, könnte diesem Missstand abhelfen. Sie entspräche damit 

dem Effektivitätsgebot, d. h. dem Gebot zu einem effektiven Tierschutz, wie es sich 

sowohl aus Art. 20a GG (Staatsziel Tierschutz) als auch aus Art. 29a Abs. 1 der 

Landesverfassung von Nordrhein-Westfalen ergibt. 

 

� Für einen effektiven Tierschutz reicht es nämlich nicht aus, gesetzliche Gebote, 

Verbote und Eingriffsermächtigungen zum Schutz von Leben, Wohlbefinden und 

Unversehrtheit von Tieren zu erlassen. Es reicht  nicht aus, nur festzulegen, wer 

welche Handlungs- und Unterlassungspflichten gegenüber den Tieren hat. Es  bedarf 

darüber hinaus auch verfahrensrechtlicher Normen, die eine möglichst weitgehende 

Verwirklichung dieser Pflichten, also der gesetzlichen Ge- und Verbote sicherstellen. 

Solange es an solchen verfahrensrechtlichen Vorschriften, die den Tierschutz nicht 

nur auf dem Papier vorschreiben sondern auch praktisch durchsetzen, fehlt, bleibt 

das Staatsziel Tierschutz unerreicht. 

� Zwar steht dem Gesetzgeber bei der Ausgestaltung dieses Staatsziels eine 

weitreichende Gestaltungsfreiheit zu; diese entbindet ihn jedoch nicht von der 

Pflicht, das jeweils effektivste Mittel zur Erfüllung des Schutzauftrages zu wählen. 

Die in dem vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehene Etablierung von Mitwirkungs- 

und Klagerechten für anerkannte Tierschutzvereine ist ein solches Mittel zur 

Gewährleistung eines effektiven Tierschutzes. 

 

 

3. Verbandsklagen auf Landesebene sind keine Neuigkeit. Sie gibt es u. a. bereits 

zugunsten anerkannter Naturschutzvereine. Sie  entsprechen der allgemeinen Tendenz, 

privates Engagement zur Durchsetzung von Gemeinwohlinteressen zu nutzen. 

 

 

4. Im Tierschutzrecht wäre ein Klagerecht für anerkannte Vereine besonders wichtig, denn 

die Tiere können, wie jeder weiß, ihre Lebens- und Wohlbefindensinteressen nicht selbst 
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artikulieren. Sie sind deshalb in besonderem Maße auf menschliche Fürsprecher und 

Treuhänder angewiesen, die in die Lage versetzt werden müssen, diese Interessen und 

(untechnisch gesprochen) die Rechte der Tiere nicht nur  diskutierend und beratend, 

sondern notfalls auch klageweise geltend zu machen. Tierschutzvereine, die ihr 

Engagement, ihre Sachkunde, ihre Verlässlichkeit und ihr Eintreten für den Rechtsstaat 

über Jahre hinweg gezeigt und in einem Anerkennungsverfahren gegenüber dem 

zuständigen Ministerium unter Beweis gestellt haben, sind in besonderem Maße dazu 

berufen, diese Treuhänderstellung wahrzunehmen. Sie darf ihnen - sowohl im Interesse 

der Tiere als auch aus Achtung für die Millionen Menschen, die sich tagtäglich für einen 

effektiven Tierschutz einsetzen  -  nicht länger vorenthalten werden. 

 

 

5. Ein praktisches Beispiel kann das verdeutlichen: In der Batteriekäfighaltung von 

Legehennen sind bis heute etwa eine Milliarde Hennen artwidrig gehalten und 

ıverbraucht„ worden. Obwohl das Tierschutzgesetz in seinem § 2 ausdrücklich die 

verhaltensgerechte Unterbringung von Tieren vorschreibt und obwohl dieses Gebot 

schon seit dem Jahr 1972 in Kraft ist, hat es 27 Jahre lang gedauert, bis das 

Bundesverfassungsgericht in seinem Legehennen-Urteil vom 6. Juli 1999 diese Form der 

Unterbringung von Tieren für gesetzwidrig erklären konnte. Auch dieses Urteil war nur 

möglich, weil sich die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen im Jahr 1990 zu einem 

sehr seltenen Schritt entschlossen hatte: Nämlich dazu, gegen die verfassungswidrige 

Hennenhaltungsverordnung der Regierung Kohl/Genscher aus dem Jahre 1987 die 

verfassungsrechtliche Normenkontrollklage zu erheben. Wenn es stattdessen schon 

damals die tierschutzrechtliche Verbandsklage gegeben hätte, hätten anerkannte 

Tierschutzvereine die gesetzwidrigen Hennenkäfige schon zu einem sehr viel früheren 

Zeitpunkt auf den Prüfstand der Verwaltungsgerichte stellen können. Sie hätten also als 

Treuhänder der Tiere die massiv verletzten Belange der Legehennen viel frühzeitiger 

geltend machen können. Damit wäre nicht nur ein millionenfaches Tierleid abgewendet 

worden, sondern es hätte auch rechtzeitig einer Fehlentwicklung begegnet werden 

können, die im Lauf der Jahre zu einer Verlagerung von immer größeren Teilen der 

Eierproduktion auf einige wenige agrarindustriell wirtschaftende Großbetriebe und 

damit immer mehr zur Verdrängung der mittelständischen bäuerlichen Betriebe aus 

diesem Bereich geführt hat.  -  Im Landtag von Baden-Württemberg, wo über die 

Verbandsklage ebenfalls diskutiert worden ist, ist dazu von CDU und FDP-Seite (also von 

den Parteien, die die verfassungswidrige Hennenhaltungsverordnung im Jahr 1987 

erlassen haben und damit die Hauptverantwortung für das millionenfache Tierleid der 
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Käfighaltung tragen) gesagt worden, das Beispiel mit der Legehennenhaltung stimme so 

nicht, das Tierschutzgesetz ısei damals noch nicht so weit gewesen„. Das ist aber 

nachweislich falsch: Das Tierschutzgesetz war schon seit 1972 so weit; es sah diejenigen 

Vorschriften, auf die das Bundesverfassungsgericht sein Legehennen-Urteil von 1999 

gestützt hat (nämlich die §§ 2 Nr. 1 und Nr. 2) schon seit dem Jahr 1972 vor. Nur weil es 

keine Verbandsklage gab, nur weil kein Tierschutzverein in der Lage war, dieses 

gesetzliche Gebot einzuklagen, konnte das Tierschutzgesetz 27 Jahre lang so schwer 

verletzt werden, ohne dass die zur Gesetzeskontrolle berufene 

Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Lage gewesen wäre, diesem Rechtsbruch ein Ende zu 

bereiten. - Muss es nicht bei den Menschen, die dem Tierschutz zugeneigt sind, einen 

bitteren Nachgeschmack hervorrufen, wenn heute gerade diese Parteien, die damals die 

gesetzwidrige Hennenhaltungsverordnung erlassen haben, an vorderster Front gegen 

die Einführung einer tierschutzrechtlichen Verbandsklage kämpfen? Wenn diejenigen, 

die für ein solches Ausmaß an Tierleid mitverantwortlich sind, heute die Forderung nach 

gerichtlichem Rechtsschutz für Tiere als nutzlose Bürokratisierung abtun? 

 

 

6. Noch ein Beispiel: Bei der Ausbildung und Prüfung von Jagdhunden hinter der lebenden 

Ente werden einer lebenden Ente von den Jägern die Schwungfedern ausgerissen oder 

die Flügel verklebt, so dass das Tier nicht mehr fliegen kann. Die Ente wird dann an 

einer Stelle, die der Jagdhund nicht kennt, im Schilf ausgesetzt. Aufgabe des Hundes ist 

es, die flugunfähig gemachte Ente aufzuspüren, aus der Deckung hinaus aufs offene 

Gewässer zu treiben, wo sie dann vom Jäger mittels Schuss erlegt werden soll. In 

mehreren Bundesländern - u. a. in Hessen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein - ist 

diese Vorgehensweise behördlich verboten worden und das Verbot wurde von den 

Oberverwaltungsgerichten in Kassel, Koblenz und Schleswig bestätigt. In Nordrhein-

Westfalen hat dagegen das OVG Münster eine behördliches Verbot wieder aufgehoben 

(OVG Münster NuR 1999, 115 ff.). In den meisten Ländern wie zB Baden-Württemberg 

und Bayern gab es nie ein behördliches Verbot, so dass die Sache (weil ja ausschließlich 

die Jäger und nicht auch Tierschutzvereine klagebefugt sind) nie vor das zuständige 

Verwaltungs- und Oberverwaltungsgericht gebracht werden konnte. Es ist sowohl aus 

tierschutzrechtlicher als auch aus allgemein rechtsstaatlicher Sicht unhaltbar, dass 

Umgangsformen mit Tieren, die zu dem Gebot zur Achtung des Tieres in solchem 

Widerspruch stehen, in einzelnen Bundesländern zwar verboten sind, in anderen aber 

weiterhin stattfinden können. Hätten anerkannte Tierschutzvereine die Möglichkeit, 

dieses deutliche ıZu wenig„ an Tierschutz vor die Verwaltungsgerichte zu bringen, dann 
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hätten wir höchstwahrscheinlich schon seit vielen Jahren eine höchstrichterliche 

Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts, mit der diese tierverachtende Praxis 

bundesweit verboten worden wäre.  

 

 

III. 

Auseinandersetzung mit den politischen Bedenken, die gegen eine tierschutzrechtliche 
Verbandsklage vorgebracht werden 

 

1. Immer wieder ist die Befürchtung zu hören, eine Verbandsklage für Tierschutzvereine 

könne zu einer Prozessflut führen und die Gerichte übermäßig belasten. Was ist dazu 

zu sagen? 

 

� Diese Bedenken sind auch in den Diskussionen über die naturschutzrechtliche 

Verbandsklage vorgebracht worden. Die Realität hat sie längst widerlegt 

� In denjenigen 13 Bundesländern, in denen es eine naturschutzrechtliche 

Verbandsklage bereits seit Beginn der 90er Jahre gibt, hat sich gezeigt, dass die 

klageberechtigten Organisationen nur sehr sparsam und vorsichtig von ihrer 

Klagebefugnis Gebrauch gemacht haben.  

� Nach einer wissenschaftlichen Untersuchung haben die Verwaltungsgerichte in den 

drei Jahren von 1997 bis 1999 aufgrund von naturschutzrechtlichen 

Verbandsklagen in nur 67 Fällen insgesamt 92 Entscheidungen getroffen. Das sind 

also pro Jahr ca. 30 Fälle und, gemessen an den 200.000 Verfahren, die vor den 

Verwaltungsgerichten jedes Jahr anhängig gemacht werden, ganze 0,015%. In 

diesen Fällen ist von den klagenden Verbänden eine Erfolgs- oder Teilerfolgsquote 

von 28,4% erzielt worden (gegenüber 20% bei der Gesamtheit aller 

verwaltungsgerichtlichen Klagen und nach Abzug der Asylverfahren; vgl. 

Schmidt/Zschiesche, Natur und Recht 2003, 16, 19).  

� Damit bestätigt sich, was einem der gesunde Menschenverstand schon von selbst 

sagt: Wegen des hohen Arbeits- und Zeitaufwandes, den jede Verbandsklage für 

den klagenden Verein zur Folge hat, und wegen des Risikos, im Falle eines 
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Prozessverlustes mit hohen Gerichts- und Anwaltskosten belastet zu werden, die 

dann gegenüber der Mitgliedschaft gerechtfertigt werden müssen, werden die 

Tierschutzvereine ebenso wie die Naturschutzvereine ihre Klagen von vornherein 

nur auf wenige, ausgewählte und besonders beispielgebende Fälle beschränken. 

� Das generelle Misstrauen, klageberechtigte Tierschutzvereine könnten eine Flut von 

unbegründeten Klagen vom Zaun brechen, wird der verantwortungsvollen Arbeit, 

die zumindest die bundesweit bzw. landesweit tätigen großen Organisationen in den 

letzten Jahrzehnten geleistet haben, nicht gerecht (und nur um diese großen 

Organisationen geht es ja, vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 2 - Nr. 6 des Gesetzentwurfs). Ein 

solches Misstrauen stellt zudem die Tausende von Menschen, die in diesen 

Organisationen mitarbeiten und sich mit Sachverstand und Augenmaß für die Tiere 

einsetzen, unter einen unzulässigen Generalverdacht. Es gibt nicht die geringsten 

Anhaltspunkte dafür, dass große, bundes- oder landesweit tätige Tierschutzvereine 

ihr Klagerecht weniger verantwortungsvoll ausüben könnten als die 

Naturschutzorganisationen. 

� In Anbetracht des Arbeitsaufwandes, der mit der Vorbereitung und Durchführung 

eines solchen Verfahrens einhergeht, und der Kapazitäten, die dadurch langfristig 

gebunden werden, sowie mit Blick auf das Risiko, im Falle eines Prozessverlustes 

mit hohen Gerichts- und Anwaltskosten belastet zu werden, die dann gegenüber der 

Mitgliedschaft gerechtfertigt werden müssen, wird kein Verein eine solche Klage 

leichtfertig erheben. 

 

 

2. Auch die Befürchtung, es könne durch die tierschutzrechtliche Verbandsklage zu 

Verzögerungen in Genehmigungsverfahren kommen, ist unzutreffend. 

 

� Wer solches befürchtet, lässt die in der Verwaltungsgerichtsordnung gesetzlich 

vorgesehenen Möglichkeiten zur Anordnung bzw. Bestätigung der sofortigen 

Vollziehbarkeit von Verwaltungsakten außer Acht (vgl. § 80 Abs. 2 Nr. 4, Abs. 5 

VwGO). 

� Sofortige Vollziehbarkeit bedeutet in der Praxis: Ist eine Genehmigung, die von 

einem Verein angefochten wird, bei summarischer Prüfung voraussichtlich 
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rechtmäßig, so können sowohl die Behörde als auch das Gericht jederzeit 

anordnen, dass von der Genehmigung sofort Gebrauch gemacht werden darf, trotz 

des noch laufenden gerichtlichen Verfahrens. Behörden und Gerichte können damit 

jegliche Verzögerung durch ersichtlich unbegründete Klagen verhindern, selbst 

wenn sich das Gericht dann mit der endgültigen Entscheidung Zeit lässt. 

� Anders sieht es nur dann aus, wenn eine Genehmigung angefochten wird, an deren 

Rechtmäßigkeit schon beim ersten Hinsehen ernstliche Zweifel bestehen. In 

solchen Fällen entspricht es aber sowohl der Rechtsstaatlichkeit als auch dem 

Gebot der Fairness gegenüber dem Schwächeren, dass diese Zweifel aufgeklärt 

werden, bevor von der Genehmigung Gebrauch gemacht wird und zu Lasten der 

Tiere vollendete Tatsachen geschaffen werden.  

� Wir haben diese Situation - dass nämlich eine Genehmigung, die ihrem 

Antragsteller ein bestimmtes Vorhaben erlaubt, von anderen Personen gerichtlich 

angefochten werden kann - auf zahlreichen anderen Rechtsgebieten, zB im 

Baurecht, im Immissionsschutzrecht, im Wasserschutzrecht. Auf allen diesen 

Gebieten verfahren die Gerichte so, dass sie - aufgrund einer vorläufigen, 

summarischen Prüfung - bei voraussichtlicher Rechtmäßigkeit der angefochtenen 

Genehmigung die sofortige Vollziehbarkeit anordnen. In all diesen Fällen wird also 

gewährleistet, dass es zu Verzögerungen nur dann kommt, wenn ernstliche, 

nachhaltige Zweifel an der Rechtmäßigkeit der angefochtenen Genehmigung 

bestehen. Wenn aber solche Zweifel bestehen, muss jeder, der eine Genehmigung 

erhalten hat - zB jeder Bauherr, jeder Gewerbetreibende - die Verzögerung, die zur 

gerichtlichen Aufklärung dieser Zweifel unerlässlich ist, hinnehmen. Das entspricht 

der Rechtsstaatlichkeit und gilt auf nahezu allen Rechtsgebieten. Warum soll etwas 

anderes gelten, wenn von einer rechtswidrigen Genehmigung „nur“ Tiere betroffen 

sind? 

� Mit dem Institut der sofortigen Vollziehbarkeit, das es seit Jahrzehnten gibt und das 

die Verwaltungsgerichte virtuos handhaben, können also jeder aussichtlosen Klage 

von vornherein die Zähne gezogen werden - d. h. jeder etwaige Verzögerungseffekt 

verhindert werden.  
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3. Ein weiteres Argument, das im Katalog der Gegner der tierschutzrechtlichen 

Verbandsklage nie fehlt, ist die angebliche Verletzung von 
Geheimhaltungsinteressen. Es ist ebenso unzutreffend. 

 

� Die anerkannten Vereine erhalten im Rahmen ihrer Mitwirkung an 

tierschutzrelevanten Verwaltungsverfahren nur Einsicht in die einschlägigen 

Sachverständigengutachten, also nicht in die gesamten Verfahrensakten. Das regelt 

§ 1 Abs. 1 des Gesetzentwurfes. 

� Weiter regelt § 29 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz, der in § 1 Abs. 4 des 

Gesetzentwurfs ausdrücklich in Bezug genommen wird, dass die Akteneinsicht 

verweigert werden kann, soweit dadurch ein Geheimnis offenbart würde oder 

sonstige berechtigte Geheimhaltungsinteressen von Personen verletzt würden (z. B. 

indem die Behörde die entsprechenden Stellen im Gutachten schwärzt oder 

geheimhaltungspflichtige Daten anonymisiert oder auch die Einsichtnahme in das 

Gutachten ganz verweigert). 

� Auch hier handelt es sich wieder um Vorschriften, die bei Genehmigungen auf 

anderen Rechtsgebieten, die von anderen Personen (wegen des Betroffenseins in 

ihren eigenen, menschlichen Rechten) angefochten werden können, ohne weiteres 

und selbstverständlich gelten, zB bei den Nachbarklagen im Baurecht, 

Immissionschutzrecht, Wasserschutzrecht. Sollen diese bewährten Vorschriften 

weiterhin nur im Tierschutzrecht nicht gelten, also dort, wo es um die Interessen der 

Hilflosesten und Wehrlosesten geht? 

 

 

4. Von den Gegnern der tierschutzrechtlichen Verbandsklage wird weiter gesagt, dieser 

Gesetzentwurf gehe zu weit und sehe mehr Klagebefugnisse vor als im 

Naturschutzrecht. Dieser Vorwurf lässt aber außer Acht, dass es zwischen dem 

Naturschutzrecht und dem Tierschutzrecht einen ganz wesentlichen Unterschied gibt: 

 

� Bei einem „Zu wenig“ an Naturschutz sind Fälle denkbar, bei denen dieses „Zu 

wenig“ auch eine Verletzung menschlicher Rechte bedeutet (zB des Rechts auf 

Gesundheit, Eigentum oder Persönlichkeitsschutz). Es sind hier also Fälle denkbar, 
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in denen Menschen unter Berufung auf ihre Grundrechte auch dort klagen können, 

wo es nicht um „zuviel“ sondern um „zu wenig“ Naturschutz geht. 

� Im Tierschutzrecht ist die Situation völlig anders. Durch ein „Zu wenig“ an 

Tierschutz, mag es auch noch so eklatant und noch so rechtswidrig sein, sind in 

aller Regel keine (klagefähigen) menschlichen Interessen betroffen, sondern nur 

tierliche. Folge davon ist, dass auch solche haarsträubenden Zustände wie die 

Legehennenkäfighaltung - obwohl jedermann seit 1972 klar sein musste, dass das 

keine verhaltensgerechte Unterbringung nach § 2 TierSchG sein kann - ohne eine 

Verbandsklage niemals auf den Prüfstand der Verwaltungsgerichte gestellt werden 

können. Deshalb ist es im Tierschutz so besonders wichtig, den rechtlosen Tieren 

einen klagebefugten Treuhänder zu Seite zu stellen und diesem dort, wo es ein 

deutliches „Zu wenig“ an Tierschutz gibt, ein Verbandsklagerecht einzuräumen. 

� Das ist auch der Grund, weshalb es hier nicht nur um eine Klagebefugnis gegen 

Genehmigungen gehen kann, sondern auch um ein Klagerecht gegen ein 

Untätigbleiben der Behörden im Bereich des § 16a TierSchG. Anderenfalls 

bestünde ja das rechtliche Ungleichgewicht - der Nutzer kann gegen jede § 16a-

Verfügung durch drei Instanzen hindurch klagen, der Treuhänder für die Tiere hat 

dazu nicht einmal eine einzige Instanz - fort.  

 

 

5. Von den Gegnern wird gesagt, die Tierschutzvereine hätten genügend 
Mitwirkungsmöglichkeiten nach den §§ 15 und 16b TierSchG und in den 
Landesbeiräten für Tierschutz. Dabei wird aber verkannt, dass es sich hier um 

Gremien mit einer lediglich beratenden Funktion handelt und dass Beraten und 

Diskutieren etwas völlig anderes ist als eine Treuhänderstellung auszuüben.  

 

� Tierschutzbeiräte und Ethik-Kommissionen, die pluralistisch besetzt sind, können 

nur Diskussionsplattformen sein, auf denen Tierschutzbelange und gegenläufige 

Nutzerinteressen einander gegenübergestellt und kontrovers diskutiert werden.  

� Beratung ist aber etwas völlig anderes als treuhänderische 

Interessenwahrnehmung. 
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� Deshalb können diese Gremien niemals die Aufgabe eines Treuhänders, der die 

verletzten Belange von Tieren stellvertretend für diese geltend machen und sie 

notfalls einer Überprüfung durch die dafür zuständigen Verwaltungsgerichte zuführt, 

erfüllen.  

� Ohne solche Treuhänder besteht aber, wie dargestellt, ein rechtliches 

Ungleichgewicht, das dem verfassungsrechtlichen Gebot zum effektiven Tierschutz 

widerspricht.  

 

6. Manchmal wird von den Gegnern der Verbandsklage sogar behauptet, dass das 

Gewaltenteilungsprinzip nach Art. 20 GG durch die Einführung eines 

Verbandsklagerechts tangiert werde. Dieses Prinzip bleibt aber völlig unberührt, wenn 

anerkannte Vereine die Möglichkeit erhalten, als Treuhänder für die Belange der Tiere 

einzelne behördliche Entscheidungen einer Rechtmäßigkeitskontrolle durch die 

Verwaltungsgerichte zuzuführen Hoheitliche Befugnisse erlangen die Vereine dadurch 

keinesfalls. Die alleinige Entscheidungsgewalt bleibt bei den Verwaltungsgerichten. 

Eine effektive gerichtliche Kontrolle verwaltungsbehördlicher Handlungen wird vom 

Gewaltenteilungsprinzip geradezu gefordert.  

 

7. Manchmal kann man auch den Vorwurf hören, die Tierschützer brächten den 
Behörden nicht das notwendige Vertrauen entgegen.  

 

� Ist es aber nicht vielmehr so, dass diejenigen, die die Verbandsklage verhindern 

wollen, damit den Verwaltungsgerichten ihr Misstrauen aussprechen? Wer der 

Verwaltungsgerichtsbarkeit vertraut, braucht doch vor einer Verbandsklage keine 

Angst zu haben! Er weiß doch, dass unbegründete Klagen kostenpflichtig 

abgewiesen werden und dass Verzögerungen durch solche Klagen mit der 

Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit vorhindert werden können! 

� Es ist ein unverzichtbarer Bestandteil unserer Rechtsstaatlichkeit, dass jedes 

Behördenhandeln durch eine Verwaltungsgerichtsbarkeit überprüfbar sein muss. 

Das ist auf nahezu jedem anderen Rechtsgebiet anerkannt - nur im Tierschutzrecht 

nicht. 
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� Nachdem sich aber der Bundes- und der Landesverfassungsgeber entschlossen 

haben, einen effektiven Tierschutz verfassungsrechtlich zu garantieren, kann es 

nicht länger angehen, den Tieren den Schutz, den eine effektive und allseitige 

Gerichtskontrolle bietet, weiterhin zu verweigern. 

 

8. Manche sagen auch: Aber die Tierschützer können doch Strafanzeigen erstatten, 

damit haben sie doch eine Art Rechtsschutz. Aber: Im Gegensatz zur 

tierschutzrechtlichen Verbandsklage können das Strafrecht und die jedermann 

zustehende Möglichkeit zur Erstattung von Strafanzeigen einen effektiven Tierschutz 

nicht gewährleisten.  

 

� Strafverfahren wegen Verstößen gegen das Tierschutzrecht enden oft mit 

Einstellungen und Freisprüchen, selbst dann, wenn der Beschuldigte objektiv gegen 

das Gesetz verstoßen hat. Dies liegt daran, dass in der Strafjustiz die Auffassung 

vorherrscht, das Strafrecht könne „den Tierschutz allenfalls in extremen Fällen, nicht 

aber in einem Normalfall objektiv rechtswidriger Tierhaltung sicherstellen“ (so das 

LG Darmstadt NStZ 1984, 173, 175).  

� Besonders die Anforderungen, die an den Nachweis einer Straftat nach § 17 Nr. 2b 

TierSchG (‘anhaltende oder sich wiederholende erhebliche Leiden’) gestellt werden, 

sind sehr hoch, und nicht selten gelingt es den Beschuldigten, mit Hilfe von 

Sachverständigen Zweifel auf Seiten des Gerichts zu wecken, die sich dann zu 

ihrem Vorteil (und notwendigerweise zum Nachteil der Tiere) auswirken. Hier wirkt 

sich dann der Satz „im Zweifel für den Angeklagten“ notwendigerweise zu Lasten 

der Tiere aus. 

� Aber selbst wenn die Erfüllung aller objektiven Merkmale eines Straftatbestandes 

nachgewiesen ist, scheitern Verurteilungen häufig noch aus subjektiven Gründen (d. 

h. mangels Erweislichkeit von Vorsatz und/oder wegen eines Verbotsirrtums). 

� Und selbst wenn die Voraussetzungen der subjektiven Schuld sicher nachgewiesen 

sind, kommt es oft noch zu Einstellungen nach § 153 oder § 153a StPO.  

� Freisprüche und Einstellungen werden dann von den Beschuldigten und ihren 

Verbänden oft noch als Freibrief für die Fortsetzung ihrer bisherigen Praxis 

angesehen (vgl. dazu den Kommentar des Zentralverbandes der Deutschen 
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Geflügelwirtschaft zu dem Freispruch zweier Käfighalter durch die große 

Strafkammer des LG Darmstadt am 29. 4. 1985: „LG Darmstadt - Käfighaltung 

erlaubt“; DGS-intern 19/1985). Dabei wird verkannt, dass Formen des Umgangs mit 

Tieren auch dann gesetzwidrig sein können, wenn sie noch nicht die Schwelle zur 

Strafbarkeit erreichen (z. B. wegen Verstoßes gegen § 2 TierSchG). 

 

9. Nicht zuletzt sollte man auch daran denken, dass eine tierschutzrechtliche 

Verbandsklage zu einer Entlastung der Verwaltungsgerichte beitragen könnte; dann 

nämlich, wenn anerkannte Vereine ihren Sachverstand frühzeitig in das 

Verwaltungsverfahren einbringen und so „gleichsam als Verwaltungshelfer“ (BVerwGE 

102, 358, 361) an der vollständigen Berücksichtigung der entscheidungserheblichen 

Gemeinwohlbelange mitwirken. Auf diese Weise würden die behördlichen 

Entscheidungen auf dem Gebiet des Tierschutzrechts an Qualität gewinnen. Zugleich 

würde den Beamten der Veterinär- und Genehmigungsbehörden die Möglichkeit 

gegeben, sich unter Berufung auf die allseitige Kontrolle durch die Rechtsprechung 

einem allzu einseitig an forschungspolitischen oder ökonomischen Interessen 

ausgerichteten Druck zu widersetzen (vgl. Goetschel in: Sambraus/Steiger, Das Buch 

vom Tierschutz, S. 923). 

 

10. Die Gesetzgebungskompetenz der Länder (neben dem Bund) ergibt sich aus Art. 70, 

72, 74 Nr. 1 GG i. V. m. § 42 Abs. 2 VwGO. Danach kann die Klagebefugnis von 

Beteiligten, die nicht geltend machen können, in eigenen Rechten verletzt zu sein, grds. 

auch durch Landesgesetz eingeführt werden, und zwar auch gegen Verwaltungsakte, 

die aufgrund eines bundesgesetzlich geregelten Verfahrens durch Landesbehörden 

ergehen (vgl. BVerwG NVwZ 1988, 527, 528; Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, 

VwGO § 42 Rn 37 ff.). Dagegen lässt sich nicht einwenden, dass der 

Bundesgesetzgeber das Tierschutzrecht und das dazu gehörende 

Verwaltungsverfahren abschließend geregelt habe, denn Verbandsklagen gehören 

allein zur Materie „Verwaltungsprozessrecht“, und der für dieses Sachgebiet 

konkurrierend zuständige Bund hat die Länder mit § 42 Abs. 2 VwGO zu ihrer 

Einführung ermächtigt (vgl. BVerwG aaO; vgl. auch Gutachten des Senators für Justiz 

und Verfassung der Hansestadt Bremen v. 30. 11. 2005: „Im Ergebnis dürften die 

überwiegenden Argumente dafür sprechen, dass der Bundesgesetzgeber die 

Klagebefugnis in tierschutzrelevanten Verfahren nicht abschließend im 

Tierschutzgesetz geregelt, sondern es auch insoweit bei der Möglichkeit einer 
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landesrechtlichen Regelung auf der Grundlage des § 42 Abs. 2, 1. Halbsatz VwGO 

belassen hat“).   

 

 

Fazit: 

 

� Wer einen effektiven Tierschutz will - wer nicht will, dass die Pflichten gegenüber dem 

Mitgeschöpf „Tier“ nur auf dem Papier stehen, sondern dass sie auch praktisch 

durchgesetzt  und gerichtlich kontrolliert werden können - der muss auch wollen, dass es 

Treuhänder gibt, die durch ein Verbandsklagerecht in die Lage versetzt werden, gegen die 

Verletzung tierschutzrechtlicher Vorschriften (gegen ein „Zu wenig“ an Tierschutz) Klage zu 

den dafür zuständigen Verwaltungsgerichten zu erheben. 

� Rechtliches Ungleichgewicht und behördliches Vollzugsdefizit zu Lasten der Tiere werden 

so lange fortbestehen, wie es nicht gelingt, bestimmten anerkannten Tierschutzvereinen 

eine Treuhänderstellung für die Belange der Tiere einzuräumen und sie mit den dazu 

notwendigen Mitwirkungs- und Klagebefugnissen auszustatten.  

� Ein solches Klagerecht entspricht dem verfassungsrechtlichen Gebot zu einem effektiven 

Tierschutz. Es entspricht außerdem der Fairness gegenüber dem Tier als dem 

Schwächeren.  

� Es entspricht außerdem der Achtung vor den Menschen und Wählern, die sich aus innerer 

Überzeugung für die Tiere einsetzen und sich mehr Gerechtigkeit für die Tiere wünschen.  

Bitte ermöglichen Sie ein Stück mehr Gerechtigkeit und stimmen Sie diesem Gesetz zu. 
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